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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Julia Verlinden, Oliver Krischer, Stephan Kühn (Dresden), 
Annaiena Baerbock, Bärbel Höhn, Sylvia Kotting-Uhl, Christian Kühn (Tübingen), 
Steffi Lemke, Peter Meiwald und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Mögliche Störungen von Windkraftanlagen auf Drehfunkfeueranlagen 


Die Neuerrichtung oder das Repowering von Windenergieanlagen wird in vielen 
Teilen Deutschlands mit der Behauptung verhindert, Windenergieanlagen wür- 
den die Funktionstüchtigkeit von Flugsicherungsanlagen stören. Es gibt Schät- 
zungen, dass hierdurch bisher 4 000 Megawatt Windenergieleistung nicht errich- 
tet werden können. Nach Jahren der Diskussion und Auseinandersetzung hat das 
Bundesministerium der Verteidigung (BMVg) jedoch jüngst zugestimmt, dass 
Windenergieanlagen mit besonderer Steuerungstechnik auch in der Nähe von Mi- 
litärflughäfen gebaut werden dürfen. Die Deutsche Flugsicherung (DFS), ein Pri- 
vatunternehmen, das im Auftrag des Bundes die Flugsicherung durchführt, ist lei- 
der noch nicht so weit. So wird nach Kenntnis der Fragesteller regelmäßig im 
Radius von 15 km um Flugsicherungseinrichtungen die Errichtung neuer oder das 
Repowering alter Windenergieanlagen von der DFS verhindert, ohne den Nach- 
weis zu führen, dass die Windenergieanlagen die Anlagen der Flugsicherung tat- 
sächlich stören. 

In der Wochenendausgabe der „Süddeutschen Zeitung“ (SZ) vom 5./6. Septem- 
ber 2015 unter der Überschrift „Rotoren im Funkfeuer“ wurde erneut Kritik an 
den nicht nachvollziehbaren Prüfmethoden der DFS im Zusammenhang mit mög- 
lichen auftretenden Störwirkungen von Windkraftanlagen geübt. 

Im Falle von Doppler-UKW -Drehfunkfeuer (DVOR) begründet die DFS ihre Ab- 
lehnung mit Vorgaben der International Civil Aviation Organization (ICAO). 
Nach Medienberichten und nach Informationen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN hat, entgegen der Behauptung des Bundesamt für Elugsicherung 
(BAE) in dem oben erwähnten Zeitungsartikel der „SZ“, die für die Eortschrei- 
bung und Modifizierung der international gültigen ICAO-Richtlinien zuständige 
ICAO-Arbeitsgruppe allerdings bereits beschlossen, den Untersuchungsradius 
für DVOR (nicht; den Ablehnungsradius) im Jahr 2015 auf 10 km zu verkleinern. 
Der Prüfradius war erst im Jahr 2009 von 3 km auf 15 km erhöht worden. Nach- 
dem unsere europäischen Nachbarländer dazu übergehen, den Prüfradius wieder 
zurückzunehmen, hält die DFS an den 15 km fest. 

In dem genannten Beitrag der „SZ“ wird das interne ICAO-Protokoll erwähnt. 
Von der DFS ist bekannt geworden, dass diese den Ausführungen des Protokolls 
nicht zustimmen könne, da sie befürchte, sonst die laufenden Gerichtsverfahren 
in Deutschland zu verlieren. Bei Gericht wird immer wieder festgehalten, dass es 
einen Gutachterstreit bei dieser Thematik gäbe und solange dieser nicht aufgelöst 
sei, würden die Richter den Ausführungen der staatlich beliehenen Gutachterin, 
der DFS, folgen. Das in dem „SZ“-Artikel zitierte interne Protokoll der ICAO- 
Arbeitsgruppe belegt hingegen, dass die Bewertungsmethode DFS international 
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sehr umstritten ist (nicht- wissenschaftliche Methode). Dagegen wurde modernen 
Computersimulationen, wie sie von einigen wenigen unabhängigen und interna- 
tional anerkannten Gutachtern angewandt werden, „Verfügbarkeit, Ausgereift- 
heit, Zuverlässigkeit und Genauigkeit“ bescheinigt. Der Eindruck entsteht, dass 
mit dem V erweis auf einen vorgeblich ungelösten Gutachterstreit auf Zeit gespielt 
wird. 

Laut anwesender Personen bei dem Gerichtsverfahren des OLG Lüneburg am 
27. November 2014 (Az. 12 LC 30/12) hat ein Mitarbeiter der DES im Rahmen 
der richterlichen Befragung geäußert, dass 100 Windkraftanlagen im Untersu- 
chungsraum von 15 km um das DVOR keine genehmigungsrelevanten Störwir- 
kungen verursachen und es sich bei jenem Prozess um die ca. 1 10. bis 1 12. Wind- 
kraftanlage handele. Nach Kenntnis der Lraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
wird aber schon bei einer weitaus geringeren Vorbelastung (weniger als 50 Anla- 
gen im Prüfradius von 15 km) in Deutschland keine Genehmigung erteilt. 

Ebenso hat an diesem Tag in Lüneburg ein Mitarbeiter des BAE auf eine Frage 
des Richters geantwortet, dass bei der Aufsichtsbehörde kein eigener Sachver- 
stand zur Beurteilung von Störwirkungen von DVOR durch Windkraftanlagen 
vorhanden sei und man sich hierzu der Sachkunde der DES bediene. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie geht in Deutschland das dem BAE vorgesetzt BMUJ damit um, dass 
entgegen der Behauptung des BAE in dem oben erwähnten Zeitungsartikel 
der „SZ“ die für die Fortschreibung und Modifizierung der international gül- 
tigen ICAO-Richtlinien zuständige ICAO-Arbeitsgruppe nach Informatio- 
nen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bereits beschlossen hat, den 
Untersuchungsradius für DVOR in 2015 auf 10 km zu verkleinern? 

2. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung zum Sachverhalt über den 
vom Mitarbeiter der DES in der mündlichen Verhandlung am 27. Novem- 
ber 2014 im Rahmen der richterlichen Befragung getätigten Äußerung, dass 
100 Windkraftanlagen im Untersuchungsraum von 15 km um das DVOR 
keine genehmigungsrelevanten Störwirkungen verursachen, und dass es sich 
bei jenem Prozess um die etwa 110. bis 112. Windkraftanlage handele, in 
anderen Fällen aber schon bei Vorbelastungen von weniger als 50 Anlagen 
im Prüfradius keine Genehmigung erteilt wird, und welche Konsequenzen 
zieht sie daraus? 

3. Wer übt beim BAE die vom Gesetzgeber geforderte Kontrolle der vorgeleg- 
ten Beurteilungen der DES über die Störung von DVOR-Anlagen durch 
Windenergieanlagen aus? 

4. Ist der Bundesregierung das Gutachten „Gutachterliche Stellungnahme zur 
Bedeutung des Errichtungsverbots des § 18a des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftVG) bei der Genehmigung von Windenergieanlagen“ von Bat- 
tis/Mönch/Gröben bekannt, und teilt die Bundesregierung die darin geäu- 
ßerte Auffassung, dass die DES im Zusammenhang mit der Thematik eine 
Doppelfunktion ausübt, also zum einen Gutachten erstellt, auf deren Grund- 
lage das BAE ohne weitere Prüfung der vorgelegten Plausibilitätsabschät- 
zungen über die Genehmigungsfähigkeit von Windenergieanlagen entschei- 
det, und auf der anderen Seite für Betrieb und Wartung der untersuchten 
Richtfunkfeueranlagen zuständig ist und damit ein wirtschaftliches Interesse 
an der Entscheidung hat? 

Falls ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung daraus? 

Falls nein, welche Auffassung vertritt die Bundesregierung? 
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5. Wann wird die Bundesregierung die neuen Empfehlungen der internationa- 
len Luftfahrtorganisation ICAO und die anerkannten wissenschaftlichen Er- 
kenntnisse Umsetzen und in die Genehmigungsverfahren einfließen lassen? 

6. Ist dem BMVJ die Methode der Computersimulationen bekannt, die im ge- 
nannten ICAO-Protokoll als Stand der Technik und das richtige Mittel der 
Wahl bezeichnet wird, um präzise mögliche Abweichungen zu berechnen? 

7. Was gedenkt das BMVJ zu unternehmen, um einen objektiven Abgleich der 
Prüfmethode der DES mit der international anerkannten Methode der Com- 
putersimulation herbeizuführen? 

8. In welchen europäischen Ländern wird nach Kenntnis der Bundesregierung 
in diesem Zusammenhang mit solchen Computersimulationen gearbeitet? 

9. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung in unseren Nachbarländern 
aktuell der anzuhaltende Prüfradius, und welche Änderungen sind nach 
Kenntnis der Bundesregierung in diesen Ländern geplant? 

10. Verfügt die DES nach Kenntnis der Bundesregierung über die in den Nach- 
barländern und auch von unabhängigen deutschen Gutachtern angewendete 
Software zur Ermittlung von Störbeiträgen, und falls nicht, bitte begründen? 

Berlin, den 4. November 2015 

Katrin Göring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion 
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